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1. Anwendungsbereich und Definitionen 

Diese Richtlinie konkretisiert die Förderung des Baus, Aus- und Umbaus von Be
triebshöfen und zentralen Werkstätten für Fahrzeuge des öffentlichen Personen
nahverkehrs, einschließlich des Schienenpersonennahverkehrs mit Ausnahme 
von Investitionen für den Bau, die Installation oder Erweiterung von Lade- und 
Wasserstofftankinfrastruktur, und beschreibt Besonderheiten des Verfahrens in 
Bezug auf diese Vorhaben.  
 
Sie erläutert auch die Vorschriften des § 2 Abs. 1 Nr. 7 des Landesgemeindever
kehrsfinanzierungsgesetzes (LGVFG) hinsichtlich des Umfangs der Förderung. 
Sie enthält grundsätzlich keine bau- oder betriebstechnischen Mindeststandards 
oder Qualitätsanforderungen. Sofern maßgebende Richtwerte anzuwenden sind, 
stellen diese vielmehr grundsätzlich Vergleichsgrößen für die Bemessung der Zu
wendungen dar. 
 
Soweit im Folgenden nicht anderweitig gekennzeichnet, gelten die Regelungen 
für Betriebshöfe auch für zentrale Werkstätten. Daher wird zur besseren Lesbar
keit nur von „Betriebshöfen“ bzw. „Betriebshof“ gesprochen, gemeint sind aber – 
soweit nicht anders gekennzeichnet – auch zentrale Werkstätten. 
 
Soweit diese Richtlinie keine spezielleren Regelungen trifft, gelten die Regelun
gen der Verwaltungsvorschriften des Verkehrsministeriums zur Durchführung 
des LGVFG (VwV-LGVFG). 
 
Betriebshöfe sind bauliche Anlagen zum Abstellen, Instandhalten und Warten 
von Fahrzeugen. Zu ihnen gehören insbesondere Abstellflächen und Unterstell
räume für Fahrzeuge, Einrichtungen für den laufenden Betrieb der Anlagen, für 
Wartung, Unterhaltung und Instandsetzung von Fahrzeugen sowie Sozialräume 
für die Beschäftigten.  
Zentrale Werkstätten sind darüber hinaus zur Instandsetzung und Grundüberho
lung von Fahrzeugen für einen größeren örtlichen oder für einen regionalen Nah
verkehrsbereich oder der ÖPNV-/SPNV-Infrastruktur bestimmt. Zu ihrer Ausstat
tung gehören daneben die für die Zwischen- und Hauptuntersuchung sowie für 
die Sicherheitsprüfungen notwendigen technischen Einrichtungen. 
 
Die Förderung von Investitionen für den Bau, die Installation und die Erweiterung 
von Lade- und Wasserstofftankinfrastruktur richtet sich nach der Richtlinie zur 
VwV-LGVFG über die Förderung von Lade- und Wasserstofftankinfrastruktur (RL 
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Ladeinfrastruktur, Anlage 7 k). Förderungen nach Anlage 7 k können grundsätz
lich neben einer Förderung nach dieser Richtlinie 7 f beantragt und gewährt wer
den, soweit Kumulierungen beihilferechtlich zulässig sind. 

 
 

2. Rechtsgrundlagen 

Grundlage für die Gewährung von Zuwendungen nach dieser Richtlinie sind 

- das LGVFG vom 20. Dezember 2010 (GBl. S. 1062), das zuletzt durch Gesetz 
vom 21. Dezember 2022 (GBl. S. 649) geändert worden ist, in der jeweils gel
tenden Fassung, 

- die VwV-LGVFG vom 4. September 2020 (GABl. S. 662) in der jeweils gelten
den Fassung, 

- die Landeshaushaltsordnung für Baden-Württemberg (LHO), insbesondere 
§§ 23 und 44 LHO, vom 19. Oktober 1971 (GBl. S. 428), die zuletzt durch Ge
setz vom 23. März 2022 (GBl. S. 213) geändert worden ist, sowie die dazu er
lassenen Allgemeinen Verwaltungsvorschriften des Finanzministeriums zur 
Landeshaushaltsordnung für Baden-Württemberg vom 20. Dezember 2018 
(GABl. S. 765) (VV-LHO), die Allgemeinen Nebenbestimmungen für Projekt
förderungen (ANBest-P), die Allgemeinen Nebenbestimmungen für Projektför
derungen an kommunale Körperschaften (ANBest-K) sowie die Baufachlichen 
Nebenbestimmungen (NBest-Bau) in der jeweils geltenden Fassung, 

- das Landesverwaltungsverfahrensgesetz in der Fassung vom 12. April 2005 
(LVwVfG), das zuletzt durch Gesetz vom 4. Februar 2021 (GBl. S.181) geän
dert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, insbesondere der §§ 43, 48, 
49 und 49a LVwVfG, 

- die Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 23. Oktober 2007 über öffentliche Personenverkehrsdienste auf 
Schiene und Straße und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 
und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates (ABl. L 315 vom 3.12.2007, S. 1), die be
kanntlich zuletzt durch Verordnung (EU) 2016/2338 (ABl. L 354 vom 
23.12.2016, S. 22) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung (VO 
(EG) Nr. 1370/2007), 

- die Verordnung (EU) 2023/2831 der Kommission vom 13. Dezember 2023 
über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeits
weise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen (Abl. L, 2023/2831 
vom 15.12.2023) in der jeweils geltenden Fassung (De-minimis-VO), 

- die Verordnung (EU) 2023/2832 der Kommission vom 13. Dezember 2023 
über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeits
weise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen an Unternehmen, die 

https://intra.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/l1i/
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Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse erbringen (Abl. L, 
2023/2832 vom 15.12.2023) in der jeweils geltenden Fassung (DAWI-de-mini
mis-VO). 

 
Die Förderung erfolgt im Rahmen der verfügbaren Ausgabe- und Verpflichtungs
ermächtigungen gemäß dem Staatshaushaltsgesetz. Ein Rechtsanspruch auf die 
Gewährung von Zuwendungen besteht nicht. 

 
 

3. Zuwendungsempfänger bzw. Zuwendungsempfängerinnen 

Es gelten grundsätzlich die Regelungen der VwV-LGVFG.  
 
Öffentlicher Personennahverkehr im Sinne dieser Richtlinie ist der Verkehr im 
Sinne des § 2 Abs.1 des ÖPNV-Gesetzes für Baden-Württemberg einschließlich 
des Schienenpersonennahverkehrs (SPNV) sowie der Sonderformen des Linien
verkehres nach § 43 des Personenbeförderungsgesetzes (PBefG), des Verkehrs 
nach § 44 PBefG und des Schülerverkehres nach § 1 Nr. 4 der Freistellungsver
ordnung. 
 

 
4. Beihilferechtliche Einordnung und Voraussetzungen 

Eine Förderung wird ungeachtet der übrigen Bestimmungen dieser Richtlinie nur 
dann bewilligt, wenn die Förderung unter eine der nachfolgenden Kategorien ein
geordnet werden kann und beihilferechtlich zulässig ist. 
 
Einem Unternehmen, das einer Rückforderungsanordnung aufgrund eines frühe
ren Beschlusses der Kommission zur Feststellung der Unzulässigkeit einer von 
demselben Mitgliedstaat gewährten Beihilfe und ihrer Unvereinbarkeit mit dem 
Binnenmarkt nicht nachgekommen ist, darf keine Förderung nach dieser Richtli
nie gewährt werden. 

 
a. Bestehen eines öffentlichen Dienstleistungsauftrags nach VO (EG) Nr. 

1370/2007 
 
Die Förderung ist gem. Art. 9 Abs. 1 VO (EG) Nr. 1370/2007 beihilferechts
konform möglich, wenn der Förderempfänger auf der Grundlage eines öf
fentlichen Dienstleistungsauftrags nach Maßgabe der VO (EG) Nr. 
1370/2007 oder einer Vorgängerregelung mit der Erfüllung gemeinwirt
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schaftlicher Verpflichtungen betraut ist und das geförderte Vorhaben zur Er
füllung der betrauten gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen dient; die För
derung wird im Rahmen der Abrechnung aufgrund des öffentlichen Dienst
leistungsauftrags entsprechend berücksichtigt. Als öffentlicher Dienstleis
tungsauftrag gilt dabei auch eine sog. Altbetrauung, die nach Maßgabe einer 
Vorgängerregelung zur VO (EG) Nr. 1370/2007 erteilt worden ist. Das Vor
liegen eines entsprechenden öffentlichen Dienstleistungsauftrags ist vom je
weiligen Aufgabenträger mit den dafür bereitgestellten Vordrucken nachzu
weisen (Anlage 24 VwV-LGVFG).  
 
Die Förderung des Zuwendungsempfängers bzw. der Zuwendungsempfän
gerin darf bei Bestehen eines Öffentlichen Dienstleistungsauftrags nach VO 
(EG) Nr.  1370/2007 nicht zu dessen Überkompensation führen. Die Förde
rung darf bei gemeinwirtschaftlichen Verkehren entsprechend dem Anhang 
zur VO (EG) Nr.  1370/2007 nicht dazu führen, dass der Zuwendungsemp
fänger bzw. die Zuwendungsempfängerin Ausgleichsleistungen erhält, die 
den Betrag überschreiten, der dem finanziellen Nettoeffekt der Summe aller 
(positiven oder negativen) Auswirkungen der Erfüllung gemeinwirtschaftli
cher Verpflichtungen auf die Kosten und Einnahmen des Betreibers ent
spricht. 
Der Aufgabenträger hat zu bestätigen, dass die Förderung im Rahmen der 
Abrechnung aufgrund des öffentlichen Dienstleistungsauftrags entspre
chend berücksichtigt wurde oder wird und eine Überkompensation ausge
schlossen ist (Anlage 24 VwV-LGVFG).  
 
Das geförderte Vorhaben muss zu mindestens 80 Prozent für Zwecke des 
öffentlichen Dienstleistungsauftrags genutzt werden.  
Das Verkehrsunternehmen muss im Falle der Nutzung außerhalb der Zwe
cke des öffentlichen Dienstleistungsauftrags eine Trennungsrechnung für 
die nicht dem öffentlichen Dienstleistungsauftrag zuzuordnende Nutzung 
durchführen.  
Im Falle der Nutzung des Vorhabens zu weniger als 100 Prozent für Zwecke 
des öffentlichen Dienstleistungsauftrags muss sichergestellt sein und durch 
den Vorhabenträger gegenüber der Bewilligungsstelle konkret nachgewie
sen werden, dass bei Dritten kein wirtschaftlicher Vorteil aus der Förderung 
verbleibt.  
Das Verkehrsunternehmen ist verpflichtet, spätestens bis zum Ablauf der 
Zweckbindungsfrist bzw. zum Auslaufen des öffentlichen Dienstleistungs
auftrags der Bewilligungsstelle anzuzeigen, wenn das geförderte Vorhaben 
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insgesamt nicht zu mindestens 80 Prozent für Zwecke des öffentlichen 
Dienstleistungsauftrags genutzt wurde.  
Sofern der öffentliche Dienstleistungsauftrag endet, bevor das geförderte 
Vorhaben vollständig abgeschrieben ist, wird gewährleistet, dass kein bei
hilferelevanter Vorteil beim Verkehrsunternehmen verbleibt (z.B. durch Ver
einbarung oder Anwendung einer Endschaftsregelung). Auch dies hat der 
Aufgabenträger mit dem dafür bereit gestellten Vordruck zu bestätigen (An
lage 24 VwV-LGVFG).  
 
Grundlage der Förderung können auch mehrere öffentliche Dienstleistungs
aufträge sein. 
 
 

b. De-minimis-Förderung 
 

Eine Förderung kann unter Berücksichtigung der VO (EU) Nr.  2023/2831 ge
währt werden, wenn die Summe der Zuwendungen für den Antragsteller nach 
Maßgabe dieser Verordnung in einem Zeitraum von drei Jahren einen Betrag 
in Höhe von derzeit insgesamt 300.000 Euro nicht übersteigt (De-minimis-
Beihilfe). Eine entsprechende Erklärung ist vom Förderempfänger abzuge
ben (Anlage 26 VwV-LGVFG). Bei De-minimis-Beihilfen sind Informations- 
und Dokumentationspflichten vom Förderempfänger zu beachten; diese wer
den mit dem Antragsformular und Bewilligungsbescheid mitgeteilt. Darüber 
hinaus wird auf die ab dem 01. Januar 2026 gemäß Artikel 6 der VO (EU) Nr. 
2023/2831 bestehenden Mitteilungspflichten hingewiesen, die auch die Mit
teilung des Zuwendungsempfängers, des Beihilfebetrags, des Tags der Ge
währung, der Bewilligungsbehörde, des Beihilfeinstruments und des betroffe
nen Wirtschaftszweigs beinhalten. 
 
 

c. DAWI-de-minimis-Förderung 
 

Eine Förderung kann auch unter Berücksichtigung der VO (EU) 
Nr.  2023/2832 gewährt werden, wenn der Antragsteller mit der Erbringung 
von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse schriftlich 
betraut ist und das Vorhaben vom Antragsteller für die Erbringung dieser 
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse eingesetzt wird 
und wenn die Summe der Zuwendungen für den Antragsteller nach Maßgabe 
dieser Verordnung in einem Zeitraum von drei Jahren einen Betrag in Höhe 
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von derzeit insgesamt 750.000 Euro nicht übersteigt (DAWI-de-minimis-Bei
hilfe). Eine entsprechende Erklärung ist vom Förderempfänger abzugeben 
(Anlage 27 VwV-LGVFG). Bei DAWI-de-minimis-Beihilfen sind Informations- 
und Dokumentationspflichten vom Förderempfänger zu beachten; diese wer
den mit dem Antragsformular und Bewilligungsbescheid mitgeteilt.  
Darüber hinaus wird auf die ab dem 01. Januar 2026 gemäß Artikel 6 der VO 
(EU) Nr. 2023/2832 bestehenden Mitteilungspflichten hingewiesen, die auch 
die Mitteilung des Zuwendungsempfängers, des Beihilfebetrags, des Tags 
der Gewährung, der Bewilligungsbehörde, des Beihilfeinstruments und des 
betroffenen Wirtschaftszweigs beinhalten. 
 

Ausgeschlossen von der Förderung sind Unternehmen in Schwierigkeiten im 
Sinne von Artikel 2 Ziffer 18 AGVO.  
 
 

d. Förderung einer Kommune oder einer Anstalt des öffentlichen Rechts 
 
Die Förderung einer Kommune oder Anstalt des öffentlichen Rechts ist mög
lich, wenn das geförderte Vorhaben von der Kommune oder der Anstalt des 
öffentlichen Rechts im Rahmen der vorhandenen Kapazitäten diskriminie
rungsfrei allen potenziellen Nutzern zu kostendeckenden Entgelten zur Ver
fügung gestellt wird. 
 
Die Förderung einer Kommune bzw. Anstalt des öffentlichen Rechts ist 
ebenso möglich, wenn das geförderte Vorhaben von der Kommune oder An
stalt des öffentlichen Rechts ausschließlich einem Nutzer/mehreren Nutzern 
zur Verfügung gestellt wird, der bzw. die auf der Grundlage eines öffentlichen 
Dienstleistungsauftrags mit der Erfüllung gemeinwirtschaftlicher Verpflichtun
gen nach Maßgabe der VO (EG) Nr.  1370/2007 oder einer Vorgängerrege
lung betraut ist bzw. betraut sind und von diesem bzw. diesen unter den in 
Ziffer 4 a). genannten Voraussetzungen zu mindestens 80 Prozent für Zwe
cke des öffentlichen Dienstleistungsauftrags genutzt wird. Die Bereitstellung 
des geförderten Vorhabens dient der Erfüllung der betrauten gemeinwirt
schaftlichen Verpflichtungen; die Nutzung wird im Rahmen der Abrechnung 
aufgrund des öffentlichen Dienstleistungsauftrags entsprechend berücksich
tigt. Als öffentlicher Dienstleistungsauftrag gilt dabei auch eine sog. Altbetrau
ung, die nach Maßgabe einer Vorgängerregelung zur VO (EG) Nr. 1370/2007 
erteilt worden ist.  
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Die Kommune oder Anstalt öffentlichen Rechts erfüllt mit der Bereitstellung 
des geförderten Vorhabens eine öffentliche Aufgabe; die Förderung dient 
ausschließlich der Erfüllung dieser öffentlichen Aufgabe. Sofern die Anstalt 
des öffentlichen Rechts mit der Bereitstellung des geförderten Vorhabens 
keine öffentliche Aufgabe erfüllt, darf ihr dabei kein beihilferechtlich relevan
ter Vorteil verbleiben. 
 
Die Kommune bzw. Anstalt des öffentlichen Rechts hat sich bis zum Ende 
des Abschreibungszeitraums zur Einhaltung dieser Vorgaben gegenüber der 
Bewilligungsstelle zu verpflichten, der Abschreibungszeitraum entspricht 
dem der Zweckbindung. Bei Nichteinhaltung dieser Vorgabe oder einer vor
zeitigen Veräußerung ist die Beihilfe zurückzufordern. Es ist in diesen Fällen 
sicherzustellen, dass der Kommune bzw. der Anstalt des öffentlichen Rechts 
kein wirtschaftlicher Vorteil verbleibt. 
 
Die Kommune bzw. Anstalt öffentlichen Rechts hat die Erfüllung der oben 
dargelegten Voraussetzungen mit den dafür bereitgestellten Vordrucken 
nachzuweisen (Anlage 25 a VwV-LGVFG). 
 
 

5. Verfahren  

a. Das Verfahren richtet sich grundsätzlich nach den Regelungen der VwV-
LGVFG.  
 

b. Kostensteigerungen nach der Programmaufnahme können berücksichtigt 
werden, wenn gewährleistet ist, dass die jeweiligen beihilferechtlichen Vorga
ben eingehalten, insbesondere die in der De-minimis- bzw. der DAWI-de-mi
nimis-VO vorgesehenen Beihilfehöchstbeträge nicht überschritten werden.  

 
 

6. Kumulierungsregelungen 

Für eine Kumulierung der Förderung mit anderen Förderungen gelten grund
sätzlich die Regelungen der VwV-LGVFG. Darüber hinaus gelten die folgen
den beihilferechtlichen Kumulierungsregelungen: 
 
Antragsteller mit öffentlichem Dienstleistungsauftrag nach VO (EG) 
Nr.  1370/2007 bzw. einer Vorgängerregelung können nur dann auf die 
DAWI-de-minimis-Verordnung (EU) Nr.  2023/2832 zurückgreifen, wenn der 
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jeweilige öffentliche Dienstleistungsauftrag keine Ausgleichsleistungen für 
dieselbe Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse vorsieht 
(Art. 5 Abs. 2 VO (EU) Nr.  2023/2832). 
 
Eine DAWI-de-minimis-Förderung nach der VO (EU) Nr. 2023/2832 an ein 
einziges Unternehmen, das Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftli
chem Interesse erbringt, darf gemäß Art. 3 Abs. 2 VO (EU) Nr. 2023/2832 in 
einem Zeitraum von 3 Jahren nicht mehr als 750.000 EUR je Unternehmen 
betragen. Nach Art. 5 Abs. 1 VO (EU) Nr. 2023/2832 gewährte De-minimis-
Beihilfen dürfen mit nach anderen De-minimis-Verordnungen gewährten Bei
hilfen kumuliert werden. 
 
Soweit darüber hinaus nach deutschem oder europäischem Recht Höchst
grenzen für die Kumulierung von staatlichen Fördermitteln festgelegt sind, 
sind diese auch für Fördermaßnahmen nach dieser Richtlinie anzuwenden. 
 

 
7. Weitere Fördervoraussetzungen 

a) Voraussetzungen LGVFG, VwV-LGVFG 
Zuwendungen können nur bei Vorliegen der Voraussetzungen des LGVFG 
und der VwV-LGVFG gewährt werden.  

 
b) Verbesserung 

Der Bau, Aus- oder Umbau von Betriebshöfen kann nur gefördert werden, 
wenn dadurch die Verhältnisse im öffentlichen Personennahverkehr oder im 
Schienenpersonennahverkehr der Gemeinden insbesondere in Bezug auf 
- Angebot 
- Qualität 
- Sicherheit  
- Kosten 
- Klimaneutralität 
- Umweltschutz  
verbessert werden. Die für die Förderung maßgeblichen Verbesserungen 
sind im Antrag näher zu begründen und im Zuwendungsbescheid festzuhal
ten. 
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c) Weiterer Betriebshof 
War der Träger des Vorhabens bereits vor Antragstellung im Besitz eines 
Betriebshofes, so ist die Förderung eines weiteren bzw. anderen Betriebsho
fes grundsätzlich nur in den Fällen zulässig, in denen  

- die bisher genutzten Anlagen nach Kapazität, Ausstattung oder bauli
chem Zustand ein ordnungsgemäßes Instandhalten und Abstellen der 
Fahrzeuge nicht mehr zulassen und ein Um- oder Ausbau des beste
henden Betriebshofes nicht in ausreichendem Maß möglich oder wirt
schaftlich vertretbar ist oder  

- die Weiterbenutzung aus rechtlichen Gründen unmöglich und die An
mietung oder Pacht eines anderen geeigneten Betriebshofes nicht 
möglich ist.  

Vorhandene Anlagen bzw. Anlagenteile und Werkzeuge sind soweit wie 
möglich und wirtschaftlich vertretbar weiter zu nutzen. Ist eine komplette Ver
legung des Betriebshofes erforderlich, so ist dies besonders zu begründen.  
Werden infolge des Um-, Aus- oder Neubaus eines Betriebshofes beste
hende Anlagen oder Werkzeuge aufgegeben, so ist der dadurch entstehende 
Erlös, wenn er höher als der Verkehrswert ist, von den zuwendungsfähigen 
Kosten abzuziehen. Ist der Verkehrswert höher als der Erlös, ist der Ver
kehrswert abzuziehen. 
War die alte Anlage gemietet oder gepachtet, so ist der durch Wegfall des 
üblichen Miet- oder Pachtzinses eingetretene Vermögensvorteil angemessen 
zu berücksichtigen. Hierbei ist in der Regel der zehnfache Wert des Jah
resmiet- oder Pachtzinses abzuziehen. 

 
d) Liniengenehmigung, Auftragsunternehmen, Dauerhaftigkeit, Besitzgesell

schaften 
Die Förderung von Betriebshöfen setzt voraus, dass der Träger des Vorha
bens in der Regel selbst Inhaber von Genehmigungen für Linienverkehre in 
Baden-Württemberg nach §§ 42 und 43 PBefG oder § 44 PBefG ist und 
diese Verkehre selbst betreibt, Eisenbahnverkehrsunternehmen müssen im 
Besitz einer Genehmigung nach § 6 Abs.  3 AEG, Straßenbahnverkehrsun
ternehmen nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 PBefG sein. 
 
Bei Besitzgesellschaften, die selbst keine Genehmigung für Verkehre nach 
§§ 42, 43, 44 PBefG innehaben, sowie bei Nach- und Subunternehmern, die 
im Auftrag eines Inhabers einer Genehmigung nach §§ 42, 43, 44 PBefG Ver
kehrsleistungen erbringen (sog. Auftragsunternehmen), und bei Unterneh
men, die ihre Verkehrsleistungen überwiegend im freigestellten Schülerver
kehr erbringen, ist eine Prüfung durchzuführen, ob die zugrundeliegenden 
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Verkehrsleistungen regelmäßig und auf Dauer erbracht werden. Bei Unter
nehmen, die überwiegend als Auftragsunternehmen tätig sind, ist vor einer 
Förderzusage zu prüfen, ob das beantragende Unternehmen seine ÖPNV-
Fahrzeuge nicht auf den betrieblichen Anlagen des auftraggebenden Unter
nehmens oder auf den Anlagen eines dritten Unternehmens, das sich in zu
mutbarer Nähe befindet, mitabstellen und warten (lassen) kann. Ist eine ent
sprechende Mitbenutzung / Kooperation möglich, so ist das antragstellende 
Unternehmen gehalten, seine Fahrzeuge (ggf. gegen Entgelt) dort abzustel
len und zu warten bzw. warten zu lassen. 

 
e) Grundsätze Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit, Einhaltung öffentlicher Normen 

Das Vorhaben muss bau-, verkehrs- und betriebstechnisch einwandfrei und 
unter Beachtung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit ge
plant sein. Hierbei können die Grundsätze der VDV-Schriften 822 (Richtlinie 
für den Bau von Omnibus-Betriebshöfen), 825 (Auswirkungen der „Clean Ve
hicles Directive“ im Linienbus auf Betriebshöfe und Werkstätten) bzw. der 
VDV-Schrift 823 (Empfehlungen für die Gestaltung von Stadtbahn- und Stra
ßenbahn-Betriebshöfen) bzw. VDV-Schrift 827 (Empfehlungen für die Gestal
tung von Werkstätten für Fahrzeuge des Schienenpersonennahverkehrs) 
herangezogen werden. Die Regelungen in Ziffer B. II 3.3.2. VwV-LGVFG sind 
zu beachten. Darüber hinaus muss eine wirtschaftliche Betriebsführung ge
währleistet sein. Bau- und planungsrechtliche Voraussetzungen sowie sons
tige öffentlich-rechtliche Vorgaben müssen erfüllt werden. 
 

f) Einhaltung der Grundsätze des nachhaltigen Bauens 
Bei Neubau und bei wesentlichem Umbau von Hochbauten müssen die Kri
terien des Nachhaltigen Bauens bei der Planung und Umsetzung des Ge
samtvorhabens berücksichtigt werden. Dies ist mit geeigneten Unterlagen 
nachzuweisen. Der Nachweis kann erbracht werden durch eine geeignete 
Zertifizierung, zum Beispiel nach DGNB, LEED oder BREEAM oder nach ver
gleichbaren Zertifizierungssystemen. Alternativ kann der Nachweis erbracht 
werden durch entsprechende Bestätigung des oder der vom Antragsteller mit 
der Planung des Betriebshof-Vorhabens beauftragten Architekten bzw. Ar
chitektin. Die Architektin bzw. der Architekt hat dabei zu bestätigen, dass die 
Planung des Vorhabens den Grundsätzen des nachhaltigen Bauens im Sinne 
der Kriterien des Nachhaltigen Bauen in Baden-Württemberg (NBBW) Rech
nung trägt. Hierzu ist das als Beilage 8 beigefügte Formular zu verwenden.  
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Unter Umbau sind Baumaßnahmen zu verstehen, die an bestehenden Ge
bäuden oder baulichen Anlagen zur Veränderung der Gebrauchseigenschaf
ten führen. Kennzeichnend sind Umgestaltung oder Ersatz bestimmter Ge
bäudeteile. Ein wesentlicher Umbau liegt dann vor, wenn in tragende Struk
turen eingegriffen wird, wenn das Gebäude bzw. die bauliche Anlage in den 
Abmessungen verändert wird oder wenn die Nutzung von Flächen oder Räu
men geändert werden.  
 
Wird während der Umsetzung des Vorhabens von der der Bewilligung zu 
Grunde liegenden Planung abgewichen, muss die Bestätigung des Architek
ten bzw. der Architektin entsprechend aktualisiert werden. 
 
 

8. ÖPNV-Anteil (Vomhundertsatz) 

a) Festlegung ÖPNV-Anteil 
Der Anteil der Investitionskosten, der zuwendungsfähig sein kann (ÖPNV-
Anteil), wird bestimmt aus dem Verhältnis der ÖPNV-Verkehrsleistungen 
(Verkehre nach §2 Abs. 1 Nr. 1, 2 oder 3 i.V.m. §§ 42, 43 und §44 PBefG 
sowie freigestellte Schülerverkehre und SPNV) zur Gesamtlaufleistung aller 
regelmäßig auf dem Betriebshof abgestellter, gewarteter oder instandgehal
tener Fahrzeuge.  
Maßgeblich für die Ermittlung des Vomhundertsatzes sind grundsätzlich die 
Verhältnisse im Kalenderjahr vor der Antragstellung. Zur Ermittlung des 
ÖPNV-Anteils ist das Muster der Beilage 2 zu verwenden. 

 
b) Reduzierung ÖPNV-Anteil 

Sollte sich vor Ablauf der Zweckbindungsfrist der ÖPNV-Anteil reduzieren, 
so hat dies der Zuwendungsempfänger bzw. die Zuwendungsempfängerin 
umgehend der Bewilligungsstelle anzuzeigen. Die gewährte Zuwendung ist 
in der Regel anteilig zurückzufordern.  

 
c) Berechnung ÖPNV-Anteil 

Betriebsfahrzeuge, die nicht unmittelbar selbst im ÖPNV eingesetzt werden, 
die aber auf dem Betriebshof gewartet, instandgehalten oder abgestellt wer
den, werden für die Ermittlung des ÖPNV-Anteils gemäß Ziffer 8 a) als nicht 
dem ÖPNV dienend berücksichtigt. 
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9. Zuwendungsfähige Bestandteile von Betriebshöfen  

a) VwV-LGVFG 
Nach § 4 Abs. 1 Satz 1 LGVFG sind die Investitionskosten für den Bau, Aus- 
oder Umbau der in § 2 Abs. 1 Ziff. 7 LGVFG aufgeführten Anlagen grundsätz
lich zuwendungsfähig, soweit sie dem öffentlichen Personennahverkehr die
nen. Zum Bau, Aus- oder Umbau gehören die Bauteile, Einrichtungen und An
lagen die nach dem jeweiligen Stand der Technik eine verkehrsgerechte und 
betriebssichere Ausführung des Vorhabens gewährleisten, sowie die notwen
digen Folgemaßnahmen. Es wird auf Anlage 7 a zur VwV-LGVFG verwiesen.  
 
Die Einordnung einer Maßnahme als „Umbaumaßnahme“ setzt voraus, dass 
durch die Maßnahme die Funktionalität des Betriebshofes erhöht wird. Dies ist 
zum Beispiel der Fall, wenn die Maßnahme durch die Umstellung auf Fahr
zeuge mit alternativen Antrieben oder mit erhöhter Fahrgastkapazität erforder
lich wird. Maßnahmen, die zur Erhaltung des Bestandes erforderlich sind, so
wie Maßnahmen, die allein dem Rückbau vorhandener (Betriebshof-)Anlagen 
dienen, sind nicht förderfähig. 

 
Darüber hinaus gilt Folgendes: Grundsätzlich zuwendungsfähig sind 

 
b) Angemessene Investitionskosten  

Grundsätzlich zuwendungsfähig sind die Investitionskosten für den Bau, Aus- 
oder Umbau der für einen funktionsfähigen Betriebshof zwingend benötigten 
Einrichtungen zum Abstellen, Warten, Untersuchen und Instandhalten von im 
ÖPNV eingesetzten Fahrzeugen, Räume für den Werkstatt-, Verwaltungs- und 
Betriebsdienst sowie eine entsprechende betriebstechnische Ausrüstung. Um
fang und Größe der Betriebshofbestandteile müssen nach wirtschaftlichen und 
betrieblichen Gesichtspunkten angemessen sein sowie mindestens dem aktu
ellen Stand der Technik entsprechen. Als Orientierungshilfen können hierbei 
zum Beispiel die jeweils aktuellen Empfehlungen der einschlägigen VDV-
Schriften und Mitteilungen herangezogen werden, so z.B. die VDV-Schriften 
820, 822, 823, 825 und 827, 860 (Ausstattung). 
 

c) EBO-taugliche Fahrzeuge 
EBO-taugliche Fahrzeuge erfordern spezielle Anforderungen an die Versor
gung und Instandhaltung, insbesondere dann, wenn sie ausschließlich unter 
EBO-Bedingungen eingesetzt werden. Diese Anforderungen sind beim Bau 
von Betriebshöfen für diese Fahrzeuge und damit auch bei den zuwendungs
fähigen Investitionskosten zu berücksichtigen. 
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d) Konkrete Ausführung 

Die jeweils benötigten Räume, Flächen, Anlagen und Werkzeuge hängen in 
besonders hohem Maß von den Antrieben der Fahrzeuge ab, für die ein Be
triebshof (um-/aus-) gebaut werden soll und den für die Wartung und den 
Brandschutz gewählten Konzepten. Abhängig von Antriebsart, gewähltem 
Brandschutz- und Wartungskonzept, variieren insbesondere die benötigten 
Flächen, Anlagen und Werkzeuge sehr stark. Aufgrund der Tatsache, dass 
sich noch keine allgemeingültigen Konzepte am Markt durchgesetzt haben, 
können in dieser Richtlinie für Fahrzeuge mit alternativen Antrieben keine pau
schalen Flächen und zuwendungsfähigen Investitionskosten sowie auch keine 
abschließende Aufzählung der zuwendungsfähigen Anlagen und Werkzeuge 
benannt werden. Zuwendungsfähig sind aber stets nur die für einen betriebs
wirtschaftlich sinnvollen Betrieb erforderlichen Investitionskosten. Dement
sprechend überdimensionierte Flächen, Anlagen etc. sind, soweit sie überdi
mensioniert sind, nicht zuwendungsfähig.  
Grundsätzlich kann für die Ermittlung der benötigten Flächen, Räume, Anla
gen und Werkzeuge anhand von verbindlichen, realistischen Prognosen eine 
in einem Zeitraum von bis zu 10 Jahren zu erwartende Veränderung hinsicht
lich Fahrzeuganzahl, Fahrzeuggrößen sowie Antriebsart berücksichtigt wer
den. Treten die nach der Prognose erwarteten Tatsachen innerhalb des prog
nostizierten Zeitraumes nie ein, werden also bis zum Ablauf des Prognosezeit
raumes beispielsweise zu jedem Zeitpunkt weniger als die zunächst erwarte
ten Fahrzeuge auf dem Betriebshof gewartet, so ist die gewährte Zuwendung 
in der Regel anteilig zurückzufordern. 

 

e) Zuwendungsfähiger Grundstücksanteil 
Der grundsätzlich zuwendungsfähige Grundstücksanteil eines Betriebshofes 
ist im Wesentlichen von der Anzahl der dort zu betreuenden Fahrzeugeinhei
ten, von den Fahrzeugarten (EBO, BO-Strab, BO-Kraft) und dem jeweiligen 
Antrieb der Fahrzeuge (insb. Diesel, Elektro, Wasserstoff) abhängig (s. auch 
oben, lit. d).  
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i. Omnibusbetriebshöfe 
Der zuwendungsfähige Grundstücksanteil (A zwf.) für Omnibusbetriebs
höfe mit konventionellem (Diesel-)Antrieb lässt sich nach folgender For
mel ermitteln: 

𝐴 𝑧𝑤𝑓. = (1 +  ������ �����������������
�

 ) 𝑋 1000 𝑚�    

(siehe auch VDV-Schrift 822) 
Abweichungen von dem so ermittelten Richtwert bedürfen der besonde
ren Begründung.Betriebshöfe für Schienenfahrzeuge 
Der zuwendungsfähige Grundstücksanteil für Betriebshöfe von Schie
nenfahrzeugen sowie für kombinierte Betriebshöfe (Schienenfahrzeuge 
und Omnibusse bzw. Schienenfahrzeuge mit konventionellen und alter
nativen Antrieben) orientiert sich an den einschlägigen Empfehlungen. 
Eine Orientierung können die VDV-Schriften 823 und 827 geben. Abwei
chungen sind grundsätzlich zulässig, wenn und soweit sie erforderlich 
sind. Dies ist jeweils zu begründen. Auf Anforderung sind weitere Nach
weise vorzulegen.  

 
f) Räume 

Die Nutzungsart und die Größe der einzelnen Räume sind in einem Raumpro
gramm entsprechend Beilage 7 darzustellen. 
 

g) Bauliche Anlagen 
Die Art, Größe und Anordnung der baulichen Anlagen hat sich an einem über
sichtlichen und rationellen Betriebsablauf zu orientieren. 

 
Zuwendungsfähig sind grundsätzlich insbesondere: 

i. Einrichtungen zum Abstellen von Fahrzeugen (Abstellanlagen) 
- Abstellhallen 

- Überdachte Abstellanlagen (zur Seite offene Anlagen) 

- Freiabstellung  

Die Gründe für die Entscheidung, in welchem Umfang anstelle von Anla
gen zur Freiabstellung überdachte Abstellanlagen und Abstellhallen er
richtet bzw. verändert werden sollen, sind darzulegen. Nicht unerhebliche 
Lärmemissionen können berücksichtigt werden.  

 
ii. Einrichtungen zum Warten, Untersuchen, Instandhalten und Reinigen 

von Fahrzeugen, insbesondere 
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- Arbeitsstände für die Fahrzeugreinigung, -instandhaltung und Betriebs
stoffver- und -entsorgung 

- Flächen und Räume für den Werkstattbereich. 

 
iii. Räume für den Betriebsdienst und Sozialbereich 

Bei der Ermittlung des zuwendungsfähigen Nutzungsflächenanteils blei
ben Technik- und Verkehrsflächen entsprechend DIN 277 außer Ansatz 
und sind daher nicht zuwendungsfähig. 
 
Nicht zuwendungsfähig sind davon insbesondere nachfolgende Räume: 

- Räume für die allgemeine Betriebsleitung und zentrale Verwaltung 
- Schulungsräume 
- Raum für Betriebsrat 
- Allgemeine Archivräume / Aktenlager, die nicht nur zur Archivierung 

von Fahrzeugtagebüchern dienen 
- Aufenthalts-, Bereitschafts- und Pausenräume (z.B. Küche, Kantine) 

sowie Umkleiden und Toilettenanlagen für Mitarbeitende; Umkleiden 
und Duschen für Werkstattmitarbeitende sind hingegen grundsätzlich 
zuwendungsfähig 

- Werkswohnungen 
- Kundenzentren 
- Fundbüro / Lagerräume für Fundsachen 

 
Beilage 7a enthält eine nicht abschließende Liste zuwendungsfähiger 
und nicht zuwendungsfähiger Räume und Flächen. 

 
iv. Sonstige Anlagen und Räume 

Ohne Anrechnung auf den zuwendungsfähigen spezifischen Flächenanteil 
je Fahrzeugeinheit gemäß Ziffer 10 können zum Beispiel folgende Anla
gen und Räume zuwendungsfähig sein:  

- Öl- und Fettlager, 
- Gefahrstofflager, 
- Technikräume (z.B. Drucklufterzeugung, Wasserversorgung, -rückge

winnung und -aufbereitung, Be- und Entlüftung), 
- Schlammfang- und Leichtflüssigkeitsabscheider, 
- Heizzentrale, 
- Trafostation, Elektrohaupt- und Elektrounterverteilung, (sofern nicht 

über die Anlage 7 k Richtlinie Ladeinfrastruktur zuwendungsfähig)  
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- Brandwarn- und Brandmeldeanlagen, 
- Brandschutzwände 
- Personen- und Lastenaufzüge,  
- Verkehrsfläche (maximal 12 Prozent des zuwendungsfähigen spezifi

schen Flächenanteils nach Nr. 10)   
- Messmittelraum (klimatisiert) 
- Havariefläche 

 
Der Bedarf der hierfür vorgesehenen Räume und Flächen ist nachzuwei
sen und ggf. auf Verlangen der Bewilligungsstelle zu begründen. Über 
die zuwendungsfähige Raum- und Flächengröße entscheidet die Bewilli
gungsstelle, hierbei ist ein strenger Maßstab anzulegen. 

 
h)  Maschinelle Anlagen und Ausstattung 

Grundsätzlich zuwendungsfähig sind neben den in Beilage 1 aufgeführten 
maschinellen Anlagen und Ausstattungen insbesondere: 

- Tankanlagen (sofern nicht über die Anlage 7 k Richtlinie Ladeinfra
struktur zuwendungsfähig) 

- Fahrzeugwaschanlagen mit Einrichtungen zur Wasseraufbereitung, 

- Prüfstände (Bremsen, Abgasuntersuchung, Prüfung von Fahrtschrei
bern, Messgleis inkl. Gleiswaage (für Schienenfahrzeuge)), 

- Anlagen für Wartungs- und Pflegeeinrichtungen, 

- Hebevorrichtungen 

 
Bei Erweiterungsmaßnahmen sind, sofern wirtschaftlich und technisch ver
tretbar, vorhandene Anlagen und Ausstattungsgegenstände (einschließ
lich Werkzeuge) möglichst weiter zu nutzen.  

 
i) Außenanlagen  

Grundsätzlich zuwendungsfähig sind: 

- Anlagen für Ein- und Ausfahrten, einschließlich erforderlicher An
schluss- und Überführungsgleise inklusive entsprechender Elektrifi
zierung 

- Einfriedungen  

- Flächen für Freiabstellung und Abstellgleise (inklusive entsprechen
der Elektrifizierung) für Schienenfahrzeuge 

- Besondere Havarieflächen für E-Busse und E-Schienenfahrzeuge 
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- Fahrstraßen und Hofflächen (einschl. Stauräume) 

- Flächen für betriebsinterne Ver- und Entsorgungseinrichtungen 

- Anlagen zur Reinigung von Fahrzeugen („Außenreinigungsanlagen“) 

 
Flächen können als Restflächen und ggfs. als Ausgleichsflächen ebenfalls 
zuwendungsfähig sein, soweit sie anderweitig nicht mehr nutzbar sind (vgl. 
§ 4 Abs.4 Nr.3a LGVFG). 
 
Abstellplätze und Unterstände für jegliche Privatfahrzeuge – ob motorisiert 
oder nicht - sind nicht zuwendungsfähig. 
 
 

j) Kosten für nachhaltiges Bauen 
i) Die Kosten, die für die Einhaltung der oben genannten Nachhaltigkeits

anforderungen (Ziffer 7 f) entstehen, sind – soweit sie für Räume und 
Flächen entstehen, die nach dieser Richtlinie zuwendungsfähig sind - 
bis zur Erreichung der zweithöchsten Auszeichnungsstufe eines Zertifi
zierungssystems zuwendungsfähig.  

ii) Die anfallenden Zertifizierungskosten (Zertifikat und Auditorkosten) sind 
zuwendungsfähig.  

 
 

10. Pauschalierung der zuwendungsfähigen Flächen für Werkstatt
bereich und Betriebsdienst bzw. Sozialbereich 

a) Im Hinblick auf die unter Ziffer 9 g)  ii., 2.Spiegelstrich genannten Flächen 
und Räume für den Werkstattbereich sowie für die unter Ziffer 9 g)  iii. zu fas
senden Flächen und Räume – soweit sie zuwendungsfähig sind - sind nicht 
die gesamten benötigten Nutzungsflächen zuwendungsfähig. Vielmehr sind 
die zuwendungsfähigen Nutzungsflächen und Räume abhängig von der An
zahl der Fahrzeugeinheiten. 

 
b) Im Hinblick auf Omnibusse mit konventionellem (Diesel-) Antrieb ist insge

samt folgender spezifischer Flächenanteil je Fahrzeugeinheit (pauschalierte 
Fläche) zuwendungsfähig:  
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Tabelle 1: pauschalierter Flächenanteil je Fahrzeugeinheit 

Fahrzeugeinheiten 
(FE) 

bis einschl. 
49 FE 

ab 50 FE ab 100 FE ab 150 FE 

insgesamt maximal 
zuwendungsf. m² 

340 750 1.350 1.650 

maximal zwf. Flä
chenanteil je FE 

17,0 m²/FE 15,0 m²/FE 13,5 m²/FE 11,0 m²/FE 

 

Zwischenwerte sind durch Interpolieren zu ermitteln. 

Bei kleineren Omnibusbetriebshöfen (bis zu 10 Fahrzeugeinheiten) kann bei 
entsprechender Begründung zum spezifischen Flächenanteil noch ein Zu
schlag von bis zu 10 Prozent anerkannt werden. 

 

c) Bei Betriebshöfen für Omnibusse mit alternativen Antrieben, bei Betriebshö
fen für Schienenfahrzeuge und bei kombinierten Betriebshöfen (Schienen
fahrzeuge und Omnibusse bzw. Schienenfahrzeuge mit konventionellen und 
alternativen Antrieben bzw. Omnibusse mit konventionellen und alternativen 
Antrieben) kann für die unter Ziffer 9 g)  ii. 2.  Spiegelstrich genannten Flä
chen und Räume für den Werkstattbereich sowie für die unter Ziffer 9 g)  iii. 
zu fassenden Räume – soweit sie zuwendungsfähig sind - ein über den oben 
genannten spezifischen Flächenanteil je Fahrzeugeinheit hinausgehender 
Mehrbedarf sowohl in Bezug auf den Flächen- als auch den Raumhöhenbe
darf anerkannt werden. Dieser ist je Einzelfall unter Darlegung der spezifi
schen Erfordernisse zu begründen. 

 

d) Die zuwendungsfähigen Investitionskosten werden von der Bewilligungsstelle 
unter Berücksichtigung insbesondere der Beilage 3 und Beilage 4 bzw. Bei
lage 5 festgesetzt.  

 
 

11. Kosten des Grunderwerbs und der Erschließung 
Unter Berücksichtigung der Ziffer 9 e) dieser Richtlinie sind die Grunderwerbs
kosten gemäß Nummer 3 der Anlage 7a zur VwV-LGVFG zuwendungsfähige 
Investitionskosten. 
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12. Kosten für bauliche Anlagen  
Zu den zuwendungsfähigen Investitionskosten zählen die Aufwendungen für 
die Herstellung von Abstellanlagen, Arbeitsständen für die Fahrzeugreinigung 
und –instandhaltung sowie von sonstigen Anlagen und Räumen im Sinne der 
vorhergehenden Regelungen.  
Die Aufwendungen für die Herstellung von Flächen und Räumen für den 
Werkstattbereich sowie für den Betriebsdienst und Sozialbereich sind in den 
Grenzen der Ziffern 9 und 10 zuwendungsfähig.  

 
Für die Förderung der Baukosten gelten beim Neubau von Omnibusbetriebs
höfen die in Beilage 4 Ziffer 3 vorgesehenen zuwendungsfähigen Kosten
obergrenzen. Diese Kostenobergrenze gilt für die Summe aller zuwendungsfä
higen Kosten für bauliche Anlagen und maschinelle Anlagen sowie Ausstat
tung (gemäß Ziffern 12 und 13). 
Besondere Erschwernisse bei der Durchführung des Vorhabens (z.B. wegen 
besonderer Gründung, Erfüllung baurechtlicher Auflagen) können zusätzlich 
anerkannt werden. 
 

Im Übrigen gelten soweit anwendbar die Regelungen der Anlage 7a VwV-
LGVFG. 

 
 

13. Kosten der maschinellen Anlagen und Ausstattung 
Die zuwendungsfähigen Investitionskosten für die maschinellen Anlagen und 
Ausstattung richten sich nach Ziffer 9 h). dieser Richtlinie. Die Angemessen
heit der Investitionskosten ist im Einzelfall auf Aufforderung nachzuweisen. 

Für die Förderung der Investitionskosten der maschinellen Anlagen und Aus
stattung gelten beim Neubau von Omnibusbetriebshöfen die in Beilage 4 
Ziffer 3 vorgesehenen zuwendungsfähigen Kostenobergrenzen. Diese Kosten
obergrenze gilt für die Summe aller zuwendungsfähigen Kosten für bauliche 
Anlagen und maschinelle Anlagen sowie Ausstattung (gem. Ziffern 12 und 13). 

 
 

14. Kosten für Außenanlagen 
Die notwendige Befestigung von Flächen für Ein- und Ausfahrten, sonstiger 
Hofflächen (einschließlich Stauräume) sowie betriebsinternen Ver- und Entsor
gungseinrichtungen ist grundsätzlich nur in der Größe zuwendungsfähig, die 
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sich aus der Differenz zwischen dem zuwendungsfähigen Gesamtflächenan
teil des Betriebsgrundstückes und dessen zuwendungsfähiger überbauter Flä
che ergibt. Es sind nur die Investitionskosten für die Errichtung von funktiona
len, für einen Betriebshof angemessenen Außenanlagen zuwendungsfähig.  

 
 

15. Sonstige Bestimmungen 
 
a. Zweckbindungsfrist 
Es gelten die in der VwV-LGVFG vorgesehenen Zweckbindungsfristen.  
 
b. Erfolgskontrolle 
Die im Rahmen des Förderverfahrens durchzuführende Erfolgskontrolle 
richtet sich nach der VwV-LGVFG und dem Vollzugsleitfaden zur VwV-
LGVFG. 
 
c. Prüfungsrecht des Rechnungshofs 
Der Rechnungshof ist berechtigt, bei der Zuwendungsempfängerin oder 
dem Zuwendungsempfänger zu prüfen (§ 91 LHO). 
 
d. Inkrafttreten 
Diese Richtlinie tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. Bei Fortbe
stehen der beihilferechtlichen Rechtsgrundlagen ist die Laufzeit der Richtli
nie, vorbehaltlich einer vorherigen Außerkraftsetzung oder Änderung, bis 
zum Zeitpunkt des Auslaufens der de-minimis-Verordnungen zuzüglich ei
ner Anpassungsperiode von sechs Monaten, mithin bis zum Ablauf des 
30.06.2031 befristet. 
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Beilage 1 

Maschinelle Anlagen und Ausstattung 
 
Grundsätzlich sind insbesondere folgende Anlagen und Ausstattungsteile zuwen
dungsfähig (nicht abschließende Aufzählung): 
 
 
Tabelle 2 grundsätzlich zuwendungsfähige Anlagen und Ausstattungsteile 

Lfd. Nr. Bezeichnung 

    
1.00 Ver- und Entsorgungseinrichtungen 
1.01 Zapfstellen für Fette und Öle mit zentraler Versorgung 
1.02 Altölauffangeinrichtung 
1.03 Altöltank 

1.04 Batterieladegerät bzw. -anlage (sofern nicht unter Richtlinie Ladeinfrastruktur er
fasst) 

1.05 Druckluftversorgungsanlage mit Kompressor 
1.06 Kraftstoffbehälter Diesel (DK) 
1.07 Kraftstoffzapfstelle DK 
1.08 Vorratsbehältnis gas to liquid (GTL) 

1.09 Ausstattungen / Anlagen zur Bevorratung und Betankung mit Biomethan 

1.10 Reifenfüll- und Messeinrichtung 
1.11 Mischanlage für Wasser und Frostschutzmittel mit Zapfstelle 
1.12 Abgasabsauganlage 
1.13 Notstromaggregat für Schienenfahrzeuge 
1.14 Sammel- und Entsorgungsanlage Abwasser von Reinigung 
1.15 Dacharbeitsstand 
1.16 Krananlage 
1.17 Daten- und Kommunikationsleitungen 
1.18 Oberleitungsspezifische Ausstattung 
  
  
2.00 Maschinen und Geräte 
2.01 Werkbank, Abkantbank 
2.02 Amboss 
2.03 Arbeitsbühne 
2.04 Bremsbelagnietmaschine 
2.05 Bremstrommel-/scheibendrehbank 
2.06 Drehmaschine für Kleinteile (Universaldrehbank) 
2.07 Flurförderer 
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2.08 Fußboden-Kehr- und Reinigungsmaschine 
2.09 Gerät zum Aufbringen von Unterbodenschutz 

2.10 Gerät zum Aus- und Einbau von Motoren und Getrieben 

2.11 Geräte zur Fahrzeuginnenreinigung 
2.12 Hebezeuge 
2.13 Heizstrahler (zum Ausbessern von Lackschäden) 
2.14 Hochdruckreinigungsgerät 
2.15 Hydraulische Richtpresse 
2.16 Leiter/Tritt 
2.17 Metallsäge (Bügelsägemaschine) 
2.18 Reifenmontagegerät, Auswuchtmaschine 
2.19 Richtplatte 
2.20 Schlagschere (Tafelschere) 
2.21 Schleifbock 
2.22 Schweißgeräte (Elektro- oder Autogenschweißgeräte) 
2.23 Schweißtisch 
2.24 Ständerbohrmaschine 
  
  
3.00 Werkzeuge und (Lager-)Vorrichtungen *) 
3.01 Elektrische oder druckluftbetriebene Handmaschinen 
3.01.01 Blechschere 
3.01.02 Bohrmaschine 
3.01.03 PVC-Schweißgerät 
3.01.04 Reifenprofilschneider 
3.01.05 Schlagschrauber 
3.01.06 Schleifmaschine 
3.01.07 Schwingschleifer 
3.01.08 Lagervorrichtungen z.B. für Radsätze, Drehgestelle, Türen, Verkleidungen 
3.10 Hebetraversen (Dachklimageräte, Stromrichter, etc.) 
3.11 Fasspaletten (Lagerung, Öle, Farben, Reinigungs-/Schmiermittel) 
3.12 Hubzug 
3.13 Hydraulische und mechanische Ausbeulwerkzeuge 
3.14 Blind-Nietgerät 
3.15 Radmontagewagen 
3.16 Spezialwerkzeuge wie: 
  Abziehvorrichtungen 
  Drehmomentschlüssel 
  Kugellagererwärmer 
  Unterkühlgeräte 
3.17 Farb-Spritzgerät 
3.18 Werkzeug- und Kleinmaterialwagen 
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4.00 Mess- und Prüfgeräte 
4.01 Achsmessgerät 
4.02 Batterietester 
4.03 Bremsenprüfstand ggfs. verbunden mit Fahrleistungsprüfstand 
4.04 Druckluft-Prüfgeräte 
4.05 Elektro-Prüfgeräte (z.B. Belastungswiderstand, Dioden-Prüfgerät, Spannungs-

/Strom-Messgerät) 
4.06 Tür-Schließkraftmesser 
4.07 Scheinwerfereinstellgerät 
  
  
  
5.00 Zusätzliche Ausrüstung für Schienenbetriebshöfe 
5.01 Drehgestellmontagestand 
5.02 Drehgestellmessstand 
5.03 Unterflurradsatzdrehanlagen (UFD) 
5.04 Dacharbeitsbühnen und –arbeitsstände 
5.05 Elektro-/mechanische Prüfgeräte, Druck- & Dichtheitsprüfgeräte in Abhängigkeit von 

der technischen Ausrüstung der zu behandelnden Schienenfahrzeuge 
5.06 Besandungsanlage 
5.07 Radreifenpresse zur Erneuerung von Radreifen 
5.08 Ultraschall-Werkstattprüfer zur Kontrolle der Radreifen, Achsen und Räder 
5.09 Krananlage und Hubtisch für Fahrzeuge und Fahrzeugkomponenten sowie Material

wirtschaft und Lagerlogistik 
5.10 Elektrisch ortsgestellte Weiche (EOW) 

5.11 
Elektrisch fahrbares Arbeitspodest an Aufständergleisen (EFAP) für Gleis-Brücken-
Systeme und für Arbeiten an Unterflurkomponenten 

5.12 Arbeitsgruben 
5.13 
 
 
 

Einrichtungen zur Zustandsüberwachung (u. a. Einrichtungen zur Messung von 
Radprofilen, Raddurchmesser, zur Messung von Schäden an Radlaufflächen bzw. 
Spurkränzen; zur Verschleißmessung von Bremsscheibenbelägen oder Bremsschei
ben; Verschleißmessung an Pantographen) 

  
*) Aufwendungen für Werkzeuge (bewegliche Ausrüstungsgegenstände) sind i.d.R. nur 

bei einer erstmaligen Ausstattung eines Betriebshofes zuwendungsfähig. 

Außer den in der vorstehenden Übersicht aufgeführten Ausrüstungsgegenständen können unter Berück
sichtigung des Standes der Technik noch weitere Gegenstände gefördert werden, soweit diese zur 

Pflege, Wartung und Instandsetzung von Fahrzeugen erforderlich sind. Hierüber entscheidet im Einzelfall 
die zuständige Bewilligungsstelle. 
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Beilage 2 

Fahrzeugnachweis und Anteil der ÖPNV-Verkehrsleistungen zu den Verkehrsleistungen im Gelegenheitsverkehr 
 

Aufstellung und Bestätigung für das Kalenderjahr ________ 
 

Tabelle 3 Fahrzeugnachweis und Anteil der ÖPNV-Verkehrsleistungen 
1*) 2 3 4 5 6 7 8 

a) Fahrzeug 
    Art 

a) amtl.  
Kennzeichen 

a) Abmessungen                                                - Spalten 5 - 8 vom Hauptzollamt zu bestätigen- 

b) Hersteller b) Typ b) Fahrzeug
plätze 

Zulassungs
zeit 

Gesamtkilome
terleistung im 
maßgebl. Kalen
derjahr 

Kilometerleistung 
im Kfz-steuerbefrei
ten Verkehr 

Kilometerleistung im 
Kfz-steuerpflichtigen 
Gelegenheitsverkehr 

Steuerbefreiung nach § 3 
 Nr. 6 KraftStG                  
Stempel und Unterschrift 
des Hauptzollamtes 

a) 
b) 

a) 
b) 

a) 
b) 

vom  
bis         

a) 
b) 

a) 
b) 

a) 
b) 

vom  
bis         

a) 
b) 

a) 
b) 

a) 
b) 

vom  
bis         

a) 
b) 

a) 
b) 

a) 
b) 

vom  
bis         

a) 
b) 

a) 
b) 

a) 
b) 

vom  
bis         

a) 
b) 

a) 
b) 

a) 
b) 

vom  
bis         

a) 
b) 

a) 
b) 

a) 
b) 

vom  
bis         

a) 
b) 

a) 
b) 

a) 
b) 

vom  
bis         

a) 
b) 

a) 
b) 

a) 
b) 

vom  
bis         

a) 
b) 

a) 
b) 

a) 
b) 

vom  
bis         

*) Hier sind sämtliche Kraftfahrzeuge (Omnibusse, Betriebsfahrzeuge) aufzuführen, die im geplanten Betriebshof abgestellt und gewartet werden sollen. ggf. 
Fortsetzung auf weiteren Blättern 
Schienenfahrzeuge sind gesondert darzustellen. Neben der Anzahl der Schienenfahrzeuge sind die jeweiligen äußeren Abmessungen sowie deren Gewichte 
und Antriebsarten anzugeben. 
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Beilage 3 

 
 
Bauvorhaben: 
 

Kennzahlen  
 
Hinweis: Kursiv dargestellte Bereiche werden von der Prüfstelle eingetragen! 

 
1. Personal- und Fahrzeugstruktur des Betriebshofs 

1.1 Personalbestand (Anzahl der Mitarbeiter) 

- Bereich Betriebshofverwaltung ...............  
- Bereich Betriebsdienst ...............  
- Bereich Werkstätten ...............  
  Gesamt  ..............  
 

1.2 Fahrzeugbestand (zum Zeitpunkt der Programmanmeldung) 

   Art     Länge       Anzahl Bewertungsfaktor Fahrzeugeinheit (FE) 
-  Fahrzeug Klasse M1 (6-8 Sitzpl.  ..............          0,2         .............  

zzgl. Fahrer) 
- Kleinbus Klasse M2 < 8,0 m     ..............          0,5         ............. 
- Midibus  >8 -10 m     ..............          0,75         ............. 
- Solobus             >10-12 m .............. 1,0  .............. 
- Solobus              >12-15 m, 3-achsig.............. 1,25 .............. 
- Gelenkbus                bis 18 m  .............. 1,5  .............. 
- Gelenkbus                > 18 m .............. 1,75 .............. 
- Buszug (Solobus + Personenanhänger) .............. 1,75 .............. 
- Schienenfahrzeuge   < 25,0 m .............. 2,0  .............. 
- Schienenfahrzeuge   25,0-35,0 m .............. 2,5  .............. 
- Schienenfahrzeuge  > 35,0 m .............. 3,0  .............. 
- Sonstige Fahrzeuge < 8,0 m  .............. 0,5  .............. 
- Sonstige Fahrzeuge > 8,0 m .............. 1,0  .............. 
_______________________________________________________________________ 
 

         Gesamt  .............   .............. 
 
 
1.3 Fahrzeug-Sollbestand für Planung (Ermittlung der anrechenbaren Fahrzeugeinheiten (FE)) 

   Art    Länge       Anzahl Bewertungsfaktor Fahrzeugeinheit (FE) 
-  Fahrzeug Klasse M1 (6-8 Sitzpl.        ..............  0,2   ............. 

zzgl. Fahrer) 
- Kleinbus Klasse M2 < 8,0 m       .............. 0,5  ............. 
- Midibus >8 -10 m       ..............  0,75   ............. 
- Solobus             >10-12 m       ..............  1,0   .............. 
- Solobus              >12-15 m, 3-achsig..............  1,25   .............. 
- Gelenkbus                bis 18 m          ..............  1,5   .............. 
- Gelenkbus                > 18 m     ..............  1,75   .............. 
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- Buszug (Solobus + Personenanhänger) .............. 1,75   .............. 
 
- Schienenfahrzeuge   < 25,0 m  ..............  2,0   .............. 
- Schienenfahrzeuge   25,0-35,0 m ..............  2,5   .............. 
- Schienenfahrzeuge   > 35,0 m  ..............  3,0   .............. 
- Sonstige Fahrzeuge  < 8,0 m  ..............  0,5   .............. 
- Sonstige Fahrzeuge  > 8,0 m     ..............  1,0   .............. 
__________________________________________________________________________ 
 

         Gesamt  .............    .............. 
 
 
1.4 ÖPNV- Anteil (Vomhundertsatz) 

Fahrzeugnachweis für Kalenderjahr ...................  ÖPNV – Anteil = .................... v. H. 
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2. Grundstück, bauliche und maschinentechnische Anlagen  
 
2.1 Grundstück 
   Gesamtflächen (lt. Grunderwerbsverzeichnis vom ...............) ................ m² 
   Bodenwerte / Verkehrswerte     von ................ €/m² 
          bis ................ €/m² 
        Nachweis der Bodenwerte / Verkehrswerte 
    a.) Bodenwert-Bescheinigung gem. § 193 BauGB 
         (Kommunaler Gutachterausschuss für die Ermittlung v. Grundstückswerten) 
         vom .............................. 
         vom............................... 
        b.) Gutachten zur Ermittlung der Verkehrswerte von Grundstücken 
             (gem. Wertermittlungsrichtlinien - WertR)   
    vom .............................. 
    vom .............................. 
 

Beantragte zuwendungsfähige Grundstücksfläche   ................ m² 
 
Beantragter zuwendungsfähiger Netto-Rauminhalt   ……………m³ 
 
Festgestellte zuwendungsfähige Grundstücksfläche  ................ m² 
 
Festgestellter zuwendungsfähiger Netto-Rauminhalt  
(nach Abzug nicht zuwendungsfähiger Räume)   ……………m³ 

 
2.2 Bauliche Anlagen  

Dimensionierung des Betriebshofs (Flächen- und Rauminhalte n. DIN 277)  

2.2.1 Betriebsdienst und Sozialbereich 
Anrechenbare Fahrzeugeinheiten (FE)    = ............ FE 
Brutto-Rauminhalt (BRI) = ............ m³ 
Brutto-Grundfläche (BGF)      = ............ m² 
Nutzungsfläche (NUF) = ............ m² 
Beantragte zuwendungsfähige Nutzungsfläche (zwf. NUF) = ............ m² 
     
Festgestellte zuwendungsf. Nutzungsfläche (vergl. Raumprogramm) = ............ m² 
Festgestellte zuwendungsf. Nutzungsfläche pro FE (zwf. NUF/FE)       = ............ 
m²/FE 
 
 
2.2.2 Einrichtungen zum Warten, Untersuchen, Instandhalten und Reinigen 
Anzahl der Arbeitsstände      = ............ Stck. 
Anrechenbare Fahrzeugeinheiten  = ……….. FE 
Brutto-Rauminhalt (BRI) = ............ m³ 
Brutto-Grundfläche (BGF)      = ............ m² 
Nutzungsfläche (NUF) = ............ m² 
Beantragte zuwendungsfähige Nutzungsfläche (zwf. NUF) = ............ m² 
     
Festgestellte zuwendungsf. Nutzungsfläche (vergl. Raumprogramm) = ............ m² 
Festgestellte zuwendungsf. Nutzungsfläche pro FE (zwf. NUF/FE)       = ............ 
m²/FE 

  



29 
 

 

Beilage 4 

 
Ergänzende Bestimmungen zu Betriebshofanlagen für Omnibusse 
 
1 Vorzulegende Unterlagen  

Zur Prüfung und Beurteilung der Zuwendungsmaßnahme sind zusätzlich fol
gende Unterlagen vorzulegen:  

- Angaben zu den derzeitigen und künftigen, dem Förderantrag zugrunde
gelegten Verkehrsleistungen des Antragstellers (Verkehrslinien, Fahr
zeugbedarf- und -daten, Planungsreserve)  

- Untersuchungen zur Standortauswahl mit Bewertung von betrieblichen 
Planungsalternativen (z.B. Optimierung der Betriebsstruktur, Fremd
vergabe von Werkstattleistungen) 

 
2 Planungs- und Ausführungsgrundlagen  

Bei der Planung und Ausführung von Betriebshöfen für Omnibusse sind fol
gende Anforderungen zu beachten: 
- Die Gesamtkonzeption der geplanten Betriebshofanlage ist auf der Grund

lage der bau-, verkehrs- und betriebstechnischen Anforderungen zu erstel
len.  

- Die jeweils gültigen Richtlinien und Empfehlungen der einschlägigen Fach
gremien sind zu berücksichtigen.  

Zur Beurteilung der Planungskonzeption muss der Bewilligungsstelle eine 
Stellungnahme des VDV-Fachausschusses für Betriebshöfe und Werkstätten 
oder eines unabhängigen Gutachters zusammen mit den Antragsunterlagen 
vorgelegt werden.  

 
3 Förderobergrenzen  

Für die Förderung der Baukosten und der Kosten der maschinellen Anlagen 
und Ausstattung gelten beim Neubau von Omnibusbetriebshöfen folgende 
zuwendungsfähige Kostenobergrenzen: 
 

Tabelle 4 Förderobergrenzen Omnibusbetriebshöfe 

Größe des Omnibusbetriebshofs nach 
Anzahl der Fahrzeugeinheiten (FE)    

förderfähige Kostenobergrenze je FE 
(Nettokosten) 

bis zu    10 FE 270.000,- € 
bis zu    20 FE 230.000,- € 
bis zu    50 FE 200.000,- € 
bis zu  100 FE 180.000,- € 
bis zu  150 FE 170.000,- € 
bis zu  200 FE 160.000,- € 
bis zu  250 FE 150.000,- € 

 
Zwischenwerte sind entsprechend zu interpolieren. 
Besondere Erschwernisse bei der Durchführung des Vorhabens (z.B. wegen 
besonderer Gründung, Erfüllung baurechtlicher Auflagen) können zusätzlich 
anerkannt werden. 
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Beim Um- oder Ausbau (Erweiterung) von Omnibusbetriebshöfen einschließ
lich notwendiger Ergänzungen mit maschinellen Anlagen und Ausstattungen 
werden die tatsächlich anfallenden Kosten, höchstens jedoch bis zu den in 
obiger Tabelle genannten Kostenobergrenzen gefördert. 
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Beilage 5 

 
Ergänzende Bestimmungen zu Betriebshofanlagen für Schienenfahrzeuge 
 
1 Vorzulegende Unterlagen 

Zur Prüfung und Beurteilung der Zuwendungsmaßnahme sind zusätzlich fol
gende Unterlagen vorzulegen: 
- Angaben zu den derzeitigen und künftigen, dem Förderantrag zugrundegeleg

ten Verkehrsleistungen des Antragstellers (Verkehrsverträge, Betriebspro
gramme, Linien- und Umlaufpläne, Fahrzeugbedarf, Fahrzeugdaten, Pla
nungsreserve)  

- Untersuchungen zur Standortauswahl mit Bewertung von betrieblichen Pla
nungsalternativen (z.B. Optimierung der Betriebsstruktur, Fremdvergabe von 
Werkstattleistungen) 

- Konzeptionelle Untersuchungen zu den bau- und betriebstechnischen Anla
gen mit Begründungen für die vorgesehenen Ausführungen.  
 

2 Planungs- und Ausführungsgrundlagen 
Bei der Planung und Ausführung von Betriebshöfen für Schienenfahrzeuge so
wie von kombinierten Betriebshöfen (z.B. Straßenbahn- und Omnibusbe
triebshof) sind folgende Anforderungen zu beachten: 
 
- Die Gesamtkonzeption der geplanten Betriebshofanlage ist auf der Grund

lage der bau-, verkehrs- und betriebstechnischen Anforderungen zu erstel
len.  

- Die jeweils gültigen Richtlinien und Empfehlungen von einschlägigen, 
Fachgremien sind zu berücksichtigen. Zur Abstimmung und Beurteilung 
der Planungskonzeption muss der Bewilligungsstelle eine Stellungnahme 
des VDV-Fachausschusses für Betriebshöfe und Werkstätten oder eines 
unabhängigen Gutachters sowie eine Stellungnahme der TAB vorgelegt 
werden. Auf Verlangen der Bewilligungsstelle ist auch zusätzlich die Stel
lungnahme des Betriebsleiters beizulegen.  

 
3 Hinweise zum förderfähigen Maßnahmenumfang 

Die Notwendigkeit von zusätzlich erforderlichen Gebäudeanlagen (z.B. Gleis
bau- und Fahrleitungswerkstatt, Unterwerke), Lagerflächen und deren Ausstat
tung ist zu begründen. 
Der Flächen- und Raumbedarf für die geplante Betriebshofanlage ist entspre
chend den anrechenbaren Fahrzeugeinheiten im Einzelnen nachzuweisen. Die 
zuwendungsfähige Gebäudegröße wird anhand von Kennzahlen (z. B. m²/FE = 
spezifischer Flächenbedarf pro Fahrzeugeinheit) ermittelt.  
Die zuwendungsfähigen Flächen und Kosten für die baulichen Anlagen (Be
triebshofverwaltungs-, Betriebsdienst- und Sozialbereich, Werkstatt- und Abstel
lanlagen) werden von der Bewilligungsstelle, ggfs. unter Berücksichtigung von 
Richtwerten (z.B. €/m³ = Baukosten pro m³ umbauter Raum), festgesetzt. 
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Beilage 6 

 
Definitionen für Flächen und Räume  
(Auszug aus DIN 277:2021-08) 

 
 
Grundflächen 
 
a. Brutto-Grundfläche (BGF)  

Die BGF ist die Gesamtheit der Grundflächen oder eines Teilbereichs des 
Bauwerks. Sie ist die Summe aller Grundflächen der Grundrissebenen ei
nes Bauwerks und deren konstruktiver Umschließungen, ohne nicht nutz
bare Dachflächen, berechnet zwischen äußeren Maßen in Fußbodenhöhe, 
einschl. äußerer Bekleidung, aber ohne konstruktive oder gestalterische 
Vor- und Rücksprünge.  
Die BGF gliedert sich in Konstruktions-Grundfläche und Netto-Raumflä
che.   
 

b. Konstruktions-Grundfläche (KGF)  
Die KGF ist die Summe der Grundflächen aller aufgehenden konstruktiven 
Bauteile in den Grundrissebenen einschließlich der Grundflächen von 
Schornsteinen, nicht begehbaren Schächten, Türöffnungen, Nischen und 
Schlitzen, gemessen in Fußbodenhöhe einschließlich Putz oder Beklei
dungen, aber ohne Fußleisten und ohne vorstehende Teile von Fenster- 
und Türbekleidungen.   
 

c. Netto-Raumfläche (NRF)  
Zur NRF gehören alle Grundflächen der nutzbaren Räume aller Grundriss
ebenen eines Bauwerks, d.h. die Nutzungsflächen (NUF), die Technikflä
chen (TF) und die Verkehrsflächen (VF). Die NRF ist die Differenz zwi
schen BGF und KGF.  
Die NRF gliedert sich in Nutzungsflächen, Technikflächen und Verkehrs
flächen.   
 

d. Nutzungsflächen (NUF) 
Nutzungsflächen sind Raumflächen, die nach dem gewollten Zweck ge
nutzt werden.  
 

e. Technikflächen (TF)  
Die TF dienen der Unterbringung der technischen Anlagen zur Versorgung 
und Entsorgung des Bauwerkes. 
  

f. Verkehrsflächen (VF)  
VF dienen der Erschließung des Bauwerks, dem Verkehr innerhalb des 
Bauwerks und dem Verlassen im Notfall (ausgenommen sind Bewegungs
flächen innerhalb von Nutz- und Technikflächen wie Gänge zwischen Ein
richtungsgegenständen).  
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g. Brutto-Rauminhalt (BRI)  
Der BRI ist die Gesamtheit der Rauminhalte des Bauwerks oder eines Ge
schosses, die sich in Konstruktions-Rauminhalt (KRI) und Netto-Raumin
halt (NRI) gliedert. Es handelt sich um den Rauminhalt des Baukörpers, 
der nach unten von der Unterfläche der konstruktiven Bauwerksohle und 
im Übrigen von den äußeren Begrenzungsflächen des Bauwerks um
schlossen wird. Nicht zum BRI gehören die Rauminhalte von: 
• Fundamenten;  
• Bauteilen, soweit sie für den Brutto-Rauminhalt von untergeordne

ter Bedeutung sind, z. B. Kellerlichtschächte, Außentreppen, Au
ßenrampen, Eingangsüberdachungen und Dachgauben;  

• untergeordneten Bauteilen wie z. B. konstruktive und gestalterische 
Vor- und Rücksprünge an den Außenflächen, auskragende Son
nenschutzanlagen, Lichtkuppeln, Schornsteinköpfe, Dachüber
stände, soweit sie nicht Überdeckungen für den Bereich nach Ziffer 
9 g) i. sind.  

 
h. Netto-Rauminhalt (NRI) 

Zum Netto-Rauminhalt rechnen die Rauminhalte aller Räume des Bau
werks, deren Grundflächen zur Netto-Raumfläche (NRF) gehören. 
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Beilage 7 

 

 
Tabelle 5 Muster Raumprogramm 

     
Bauvorhaben: Neubau Betriebshof XXXXXX 

     
Raumprogramm (Muster)     

     

   wird von Prüfstelle eingetragen 

Bereiche/Räume NUF Gesamt- Festgestellte Festgestellter 
(Nutzungsart) VF fläche zwf. zwf. Nutzungs- 

 TF  Nutzungsflä
che 

flächenanteil 

  (m²) (m²) ( Prozent) 
Betriebsdienst und Sozialbereich     

zum Beispiel     
Putzraum     
Betriebshofleiter     
Foyer / Treppenhaus      
Verkehrs- und Fahrmeister     
Sachbearb. f. Personal u. Verwaltung     
Ausrückraum Fahrpersonal (Bereitschaft)     
Abrechnung u. Kasse      
Umkleideräume / WC / Dusche (Herren)      
Umkleideräume / WC / Dusche (Damen)      
u.s.w.     
Summe      
     
Erläuterungen     
NUF=Nutzungsfläche, TF=Technikfläche, VF=Verkehrs-Fläche 
Bei der Feststellung der zuwendungsfähigen Nutzungsflächen bleiben die Technik- und Verkehrsflächen 
(TF und VF) entsprechend DIN 277 außer Ansatz (siehe Richtlinie Ziffer 9. g) iii 
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Beilage 7a 

 
Grundsätzlich zuwendungsfähig (zwf) bzw. nicht zuwendungsfähig (nzwf) sind insbe
sondere folgende Räume bzw. Flächen (nicht abschließende Aufzählung) 
 
Tabelle 6 nicht abschließende Auflistung zuwendungsfähiger und nicht zuwendungsfähiger Räume und Flächen 
   

Förderfä
higkeit Bezeichnung Hinweise 

zwf Abstellhalle  ÖPNV-Fahrzeuge 

nzwf Abstellraum / Nebenraum-Reserve   

zwf Anlieferung    

nzwf Archiv   

nzwf Aufenthaltsraum   

zwf Außenlager überdacht    

zwf Bahnmeisterei Werkstatt    

nzwf Besprechungsraum    

nzwf Besprechungsraum Betriebsrat   

nzwf Betriebswohnung   

zwf Büro Werkstattmeister  

nzwf Büro (allg. Verwaltung)   

zwf EDV-Raum (für Werkstattbetrieb) betrieblich 

nzwf EDV-Raum allgemeine Verwaltung 

zwf Erste Hilfe-Raum   

nzwf Fahrradabstellanlage   

zwf Fahrzeugannahme    

zwf Feuerwehr-Informations-Zentrum (FIZ)    

zwf Grünzug/Umrandung    

nzwf KiTa   

nzwf Kopierraum   

zwf Lager Ersatzteile, Messmittel, Werkzeuge, Betriebs
stoffe 

nzwf Lager (allgemeine Verwaltung)   
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nzwf Parkplätze Mitarbeiter  

zwf Putzraum (betrieblich)   

nzwf Putzraum (allgemeine Verwaltung)   

nzwf Reserve   

nzwf Ruheraum   

zwf Schlosserei   

nzwf Schulungsraum   

zwf Technikzentrale Brandmeldeanlage 
(BMA)    

nzwf Teeküche/ Kantine   

zwf Umkleideraum W/M/D Werkstattmitar
beitende   

zwf Waschraum W/M/D Werkstattmitarbei
tende   

nzwf WC-Raum W/M/D    

zwf Werkstätten  

nzwf Werkswohnung   
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Stand 12/2024 

 
Beilage 8 

 
Bitte je Fördervorhaben ein Formblatt ausfüllen. 
 
 
Anschrift des Architekturbüros: Ort, Datum:               
       
         Ansprechpartner:        
  Telefon:        
  Fax:        
  E-Mail:        
 
 
 
 
Erklärung der das Betriebshofvorhaben _____________________________ planenden 
Architektin bzw. des Architekten über die bei der Planung dieses Vorhabens beachteten 
Grundsätze des nachhaltigen Bauens 
 
 
Im Zusammenhang mit der von _______________________________ (Vorhabenträger/An

tragsteller) für das Betriebshofvorhaben _____________________________ beantragten 

Förderung gebe ich die nachfolgenden Erklärungen ab:  

 
 
 

 Bei der Planung dieses Vorhabens wurden die NBBW-Nachhaltigkeitskriterien berück
sichtigt. Abweichungen von einzelnen Nachhaltigkeitskriterien erfolgten nur in begründe
ten Fällen. Diese sind wie folgt (Angabe der Abweichungen mit Begründung):  
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Stand 12/2024 

 
 

 Mir ist bewusst, dass die vom Vorhabenträger beantragte Zuwendung nur für Vor
haben gewährt wird und werden darf, bei deren Planung und Umsetzung die Krite
rien des nachhaltigen Bauens berücksichtigt werden.  

 
 
 
 
_________________________________ 
Name, Unterschrift des verantwortlichen Architekten/der verantwortlichen Architektin 
 
 
 
Hinweis: Das ausgefüllte, handschriftlich unterzeichnete und eingescannte Formular ist 
durch den Vorhabenträger elektronisch an die Bewilligungsstelle zu übermitteln. 
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Beilage 9 

 
Über die nach der Verwaltungsvorschrift LGVFG (Abschnitt B, 
Nummer II. 3.2) hinausgehende zusätzliche Nachweise für eine 
Antragstellung nach dieser Betriebshofrichtlinie 

 
a. Nachweise zur beihilferechtlichen Einordnung (Ziffer 4 der Richtlinie, abhängig 

von konkreter Situation: Anlage 24 oder Anlage 25 a oder Anlage 26 oder An
lage 27 VwV-LGVFG) 

b. Nachweise zum Nachhaltigen Bauen (Ziffer 7 f) der Richtlinie, abhängig von 
konkreter Situation: Beilage 8 oder Zertifikat) 

c. Nachweise zur Ermittlung des ÖPNV-Anteils (Ziffer 8 der Richtlinie, siehe Bei
lage 2) 

d. Nachweise zur Ermittlung des Raumbedarfes (Ziffer 9 f) der Richtlinie, siehe 
Beilage 7) 

e. Kennzahlen des Vorhabens (siehe Beilage 3) 

f. Busbetriebshöfe: Darstellung der Verkehrsleistungen (siehe Beilage 4) 

g. Busbetriebshöfe: Untersuchungen Standortauswahl (siehe Beilage 4) 

h. Busbetriebshöfe: Stellungnahme des VDV-Fachausschusses / eines Gutach
ters (siehe Beilage 4) 

i. Schienenbetriebshöfe: Darstellung der Verkehrsleistungen (siehe Beilage 5) 

j. Schienenbetriebshöfe: Untersuchungen Standortauswahl (siehe Beilage 5) 

k. Schienenbetriebshöfe: Untersuchungen bau- und betriebstechnische Anlagen 
(siehe Beilage 5) 

l. Schienenbetriebshöfe: Stellungnahme des VDV-Fachausschusses / eines Gut
achters (siehe Beilage 5) 

m. Schienenbetriebshöfe: Stellungnahme der TAB (ggfs. auch des Betriebsleiters) 
(siehe Beilage 5) 

n. ggfs. Bodenwert-Bescheinigung gemäß §193 BauGB bzw. Wertermittlungsgut
achten (siehe Beilage 3) 
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